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Bauleitplanung der Gemeinde Hohnhorst und der Gemeinde Haste 
• Bebauungsplan Nr. 15 „Westlich Kornweg", Gemeinde Hohnhorst, einschl. örtlicher 
Bauvorschriften 
• Bebauungsplan Nr. 30 „Westlich Kornweg", Gemeinde Haste, einschl. örtlicher  
Bauvorschriften 

 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
   
aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft wird zu o.g. Vorhaben wie folgt Stellung ge-
nommen: 
 
Im Untergrund des Planungsgebietes liegen wasserlösliche Gesteine aus dem Zechstein 
(Salz, Gips) in so großer Tiefe, dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf 
Verkarstung in dieser Tiefe zurückzuführen ist. 
 
Es besteht praktisch keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 1 gemäß Erlass des Nieder-
sächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 
23.02.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Bei Bauvorhaben im Planungsbereich kann daher auf 
konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich Erdfallgefährdung verzichtet werden. 
 
Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der Baugrunder-
kundung zu prüfen und festzulegen. 
 
Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der 
DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und natio-
nalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotechnischen 
Erkundung ist nach DIN EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-
12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinformationen 
zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG (www.lbeg.niedersachsen.de) 
entnommen werden. 
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Baugrundes. 

 
 
 
 
 
 

 
 

Bearbeitet von Katrin May 
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Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtsch./Bodenschutz wird zu o.g. Vorhaben wie folgt 
Stellung genommen: 
 
Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fokussiert sich dabei auf die Bewertung der 
Bodenfunktionen. Bei Einwirkungen sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktio-
nen und der Archivfunktionen vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). 
 
Zur fachgerechten Berücksichtigung des Schutzguts Boden sollte dieses im Umweltbericht 
ausführlich beschrieben und eine zusammenfassende Bodenfunktionsbewertung vorge-
nommen werden. Analog gibt das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) eine funktionale 
Betrachtungsweise des Bodens vor (vgl. § 2 BBodSchG). 
 
Wir empfehlen – ergänzend zur Beschreibung und Funktionsbewertung – die Darstellung der 
für den Bodenschutz relevanten Ziele der übergeordneten Planungsgrundlagen, die Ermitt-
lung und Bewertung möglicher Auswirkungen des Vorhabens, die Berücksichtigung der Al-
ternativen der Planung und die Beachtung des Einflusses von Vermeidungs-, Verminde-
rungs- und Überwachungsmaßnahmen in der Bau- und Betriebsphase. Weitere Hinweise, in 
welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Belange des Bodenschutzes in der Umweltprü-
fung berücksichtigt werden sollten, finden sich im Leitfaden „Bodenschutz in der Umweltprü-
fung nach BauGB – Leitfaden für die Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitpla-
nung“ (http://www.labo-deutschland.de/documents/umweltpruefung_494.pdf). 
 
Als Datenbasis zur Bearbeitung des Schutzgutes Boden empfehlen wir unsere aktualisierte 
Bodenkarte i.M. 1:50.000 (BK50) und ihre Vielzahl an Auswertungskarten – u.a. zu Such-
räumen für schutzwürdige Böden und zu diversen Empfindlichkeiten 
(http://nibis.lbeg.de/cardomap3/#). 
 
Wir merken zudem an, dass die Anlage von Flächen zur Regenwasserrückhaltung i.d.R. 
einen flächenhaften Bodenabtrag bedeutet. Dieser stellt für den Boden einen erheblichen 
Funktionsverlust dar. Im Zuge der Planung von Maßnahmen zur Eingriffsregelung empfehlen 
wir daher, diese Beeinträchtigung in die Berechnungen des Kompensationsbedarfes zu in-
tegrieren. 
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen unter Bezugnah-
me auf unsere Belange nicht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
 
 
(K. May) 
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